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‚ Bekla5te und Revisionsklägerin‚
RegObe rs el:retär

. „ ‘ _Schri ftfü11re
_

5 e 5 e n

Kläger und ReVisionsbekla5te1

hat der 50 Senat des Bundessozialgericbts auf die
mündliche Verhandlung vom 15° Mai 1966 durch

1Senatspräsident
‚

R 1 c n t e r

— Vorsitzender —‚

Bunde srichter : Dr„ D a p p r i c h‚

Bundesrichter “" ‘ Dr„ w 1 t t e?
Bundessozialrichter & o 5 k und

Bundeesoz lel■n ol1ter' N e u w a'l d

für Recht erkannt:

Die evis biO■ der Beklagten ge5en das Zwischenurteil

des Landesso 1dlger1cnto wordrhe 1n—Westfalen vom

10 August 1965 wird als unzulässig verworfenu

Die be legte 18t dem Kläger die aufa5er5cerichtlichen

1Kosten des Rev eionsverfahrens zu ers tatten°
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Der Kläger war an einer Lungentuberkulose erkrankt und er—
hielt auf seinen Antrag vom 23° Mai 1956 von der Beklagten

wirtschaftliche The—Hilfe°

7’Auf seinen Antrag vom 6° August 1956 gewährte ihm die Be-

klagte mit Bescheid vom 510 Oktober 1956 die Gesamtleistung

aus Leistungsanteilen der knappschaftlichen Rentenversiche—

'--rung und der Invalidenversicherung für die Zeit vom 9°
Oktober 1956 an„ Mit Bescheid vom 18° Oktober 1957 stellte

die Beklagte die Rente für die Zeit nach dem 1„Januar 1957

gemäß dem Knappschaftsrentenversicherungs—Neuregelungsgesetz

(KnVNG)um„ Von demfür die Zeit vom 1°Januar bis zum30„
November 1957 aufgelaufenen Betrag in Höhe von 10498990 DM

behielt sie 703,51 DM als Ersatz für die von ihr während

dieser Zeit gewährte wirtschaftliche The—Hilfe ein, zahlte

dem Kläger nur die Differenz von 795,59 DM aus und teilé ihm

dies durch Schreiben vom 290 Oktober 1957 mit° Auf seinen

Antrag vom 14° November 1957, ihm einen rechtsmittelfähigen7

Bescheid zu erteilen,léhnte die Beklagte die Auszahlung des

einbehaltenen Betrages von DM 703,51 mit Bescheid vom 23°

November 1957 abermals ab° Der Widerspruch des Klägers wurde

von der Widerspruchsstelle der Beklagten am 5„De2ember 1958

zurückgewiesen° Hiergegen richtet sich die Klage“ ' "

Das Sozialgericht (SG) hat diese durch Urteil vom 19„April

1961 mit der Begründung abgewiesen9 daß die Beklagte die "

gewährte wirtschaftliche Tbc—Hilfe zu Recht auf die für die-

selbe Zeit rückwirkend_gewährte Gesamtleistung angerechnet

habe° Das Urteil enthält keinen Vermerk über die Zulassung

der Berufung° Im letzten Absatz der Entscheidungsgründe

heißt es: '
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"Eine Entscheidung darüber, ob gegen dieses
vrundsätzlich nieht anfechtbare Urteil (vgl°
? 146sec) die Berufunggemäßä'15o Nr 1
SGG zugelassen werden soll, hat die Kammer
nicht getroffen Es wird dieserhalb auf 9
140 SGG hingewiesen "

Der erste Satz der Rechtsmittelbelehrung lautet?

"Gegen dieses Urteil ist, vorbehaltlich
einer nach Maßgabe von 5 140 SGG noch mög:

‚lichen anderweitigen Entscheidung, ein
Rechtsmittel gemäß 5 146 SGG nicht gegeben,
es sei denn, daß ein wesentlicher Mangel
des Verfahrens gerügt wird (@ 150 Nr° 2 SGG),"

‚Dieses Urteil
wurde dem Prozeßbevollmächtigten des Klägers

am 190 Juli 1961 zugestellt, Mit Schriftsatz vom 27, Juli

1961, eingegangen am 28° Juli, beantragte der Kläger beim

SG, im Wege der Ergänzung äs Berufung nach 5 150 Nr, 1 SGG

1
zuzulassen° Mit Ergänzungsurteil vom 60 September 1961 hat

das SG sein Urteil vom 19, April 1961 nach 5 140 Abs. 1 SGG
f dahin ergänzt, daß die Berufung gegen dieses Urteil zuge—‚%f

lassen wird. Es hat ausgeführt, daß es in seinem Urteil .

b
vom 19° April 1961 versehentlich eine Entscheidung über

die Zulassung der Berufung nicht getroi‘ien habe Es halte

die Ergänzung für zulassig‘?odä
die Rechtssache grunds ätz—

; liche Bedeutung habe, auch für erforderlich Das Ergänzungs—
.

urteil wurde dem Prozeßbevollmächtigten des Klägers am 6, U

September 1961 zugestellt ' '

Mit
Schriftsatz vom 19° September, eingegangen beim Landes— f,

sozialgericht am 20° September 1961, hat der Kläger gegen "

j—das Urteil des SG vom 19, April 1961 — ergänzt durch das
' Urteil vom 6° September 1961 — Berufung eingelegt°

' Das Landessozialgericht (LSG) hat durch Zwischenurteil

_4'_.
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vom 10 August 1963 festgestellt, daß die Berufung des Klägers

gegen das Urteil des Sozialgerichts in Gelsenkirchen vom 19°
April 1961 zulässig ist; es hat die Revision zugelassen°

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Revision eingelegto Sie

ist der Auffassung, die Revision sei statthaft, weil das
_

Berufungsgericht sie zugelassen habe„ Sie sei aber auch_nach

@ 152 Abs; 1 Nr« 2 SGG statthaft, weil das Verfahren des
Berüfungsgerichts an einem wesentlichen Mangel leide° Denn

die Entscheidung des LSG, daß die Berufung des Klägers gegen

das Urteil des SG vom 19° April 1961 zulässig sei, verstoße.

gegen das Verfahrensrecht°

Sie beantragt,

das Zwischenurteil des Berufungsgerichts

aufzuheben und die Berufung des Klägers

gegen das Urteil des SG Gelsenkirchen vom

19° April 1961 als unzulässig zu verweri‘en°

Der Kläger beantragt;‘

die Revision zurückqueiseno’l

Er hält das angefochtene Zwischenurteil für zutreffend°

II°

Die Revision der Beklagten gegen das Zwischenurteil des
„Berufungsgerichte vom 1„August 1963 ist zwar form— und friSt—

gerecht eingelegt und begründet worden, sie ist jedoch nicht

statthaft° ‘

Die Zulässigkeit und die Anfechtbarkeit von Zwischenurteilen

richtet sich gemäß 5 202 SGG nach den Vorschriften der Zivil—
prozeßordnung, die insoweit entsprechend anzuwenden sind, weil

die Unterschiede beider Verfahren deren Anwendung nicht aus—

__5__
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schließen und nicht etwa nach den Grundsätzen des verwaltungs—

gerichtlichen Verfahrens (vgl° BSG 10, 233; 13, 140). Zwischen—

urteile sind daher, soweit sie nicht — wie in 5 275 Abs° 2,

@ 304 AbSo 2 ZPO — hinsichtlich der Rechtsmittel den End—

urteilen gleichgestellt und daher selbständig anfechtbar sind,

nur zusammen mit den Endurteilen anfechtbar (Stein—Jonas, ZPO,

-180 Auflo‚ Anmo III, 3 zu 5 303; Rosenberg, Lehrbuch des

Deutschen Zivilprozeßrechts, 8° Aufl°, % 55 III; Wieezorek,

ZPO, Anm„_B III b zu 5 303); Vorliegend handelt es sich, da

über die Zulässigkeit der Berufung entschieden worden ist, um

ein Zwischenurteil nach 5 303 ZPO, das hinsichtlich der Rechts—

mittel nicht als Endurteil gilt und daher nicht selbständig

anfechtbar ist (vgl„ dazu Stein—Jonas, ZPO, 18„Aufl.‚ Anmoll

zu 5 303; Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeßrechts,

80 Aufla, @55 III), Es hat nur die Bedeutung, daß das Be—
rufungsgericht selbst an seine Entscheidung gebunden ist, also

in seinem Endurteil die Frage der Statthaftigkeit der Berufung

nicht mehr abweichend.entscheiden darf° Da in @@ 143, 160 SGG,

abweichend von 55 511, 545 ZPO, nicht von der Anfechtung von _gj■t'

Endurteilen, sondern von Urteilen schlechthin die Rede ist,

könnte die Auffassung vertreten werden, daß im sozialgericht—

lichen Verfahren, abweichend vom Zivilprozeß, Zwischenurteile Ü;5“°

stets anfechtbar seien. Wie aber der erkennende Senat bereits

entschieden hat, ist diese Auffassung nicht begründet° Vielmehr

ist auch gegen Zwischenurteile im sozialgerichtlichen Verfahren

die Revision nur dann statthaft, wenn gegen das Zhischenurteil

seiner Art nach gemäß den zivilprozessualen Vorschriften die

Revision gegeben ist° @ 160 SGGist einschränkend dahin auszu—ffvff

legen, daß die Revision gegen die Urteile der Landessozial—

gerichte nur dann zulässig sein kann, wenn gegen das ange—
fochtene Urteil seiner Art nach die ReviSion überhaupt vorgee

sehen ist, Die spezielle Regelung der über 5 202 SGG ent—

sprechend anwendbaren Zivilprozeßordnung geht der allgemeinen.

Regelung des @ 160 SGG vor (BSG 13, 32 ff)°

_ 6 _
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Obwohl Zwischenurteile
nicht selbständig anfechtbar sind hat

'das Berufungsgericht die Revision ausdrücklich zugelassen°
Diese Zulassung ist aber, da gegen die auf Grund des @ 303 ZPO

ergehenden Zwischenurteile ihrer Art nach ein Rechtsmittel über—*

haupt nicht vorgesehen ist, offensichtlich gesetzwidrig und

daher unbea0htlich, wie das Bundessozialgericht bereits ent—

schieden hat (vgl. BSG 1, 104; 10, 230; 10, 233, 239; 13‚32f)°

} Da die ReviSion somit nicht stätthaft ist, muß sie nach @ 169

SGG als unzulässig verworfen werden° Die Frage, ob das Zwischen;

urteil inhaltlich zutrifft, kann durch das Revisionsgericht nur
entschieden werden,

wenn dieses Zwischenurteil zusammen mit dem

Endurteil angefochten wird°

Die Kostenentscheidung beruht auf ® 193 SGG (vgl dazu Wieczore)

ZPO, Anm B III a 2 zu @303)
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